
Die Diskussion um eine „Rücker-
oberung öffentlicher Güter“ ist
auch in Thüringen in vollem Gan-
ge. „Privatisierung“, das politische
Modewort der letzten Jahrzehnte,
hat an Strahlkraft verloren. Das
hat erst kürzlich  auch das Bürger-
begehren im Ilm-Kreis gezeigt, bei
dem der Weg für eine Rekommu-
nalisierung der Abfallentsorgung
freigemacht wurde. Im letzten
Jahr haben Thüringer Kommunen
das Energienetz übernommen.

„Es ist gut, dass eine wachsende
Zahl von Kommunen wieder auf
Dienstleistungen in eigener Regie
und unter demokratische Kontrolle
setzt“, unterstreicht Bodo Ramelow.
Fraktionsvorsitzender der LINKEN,
mit Blick auf die Energieversorgung,
die Wasser- und Abwasserwirtschaft,
Wohnungspolitik, Aufgaben im Ge-
sundheits- und Bildungsbereich.

Der Privatisierungswahn brachte
viele negative Folgen: Städte und Ge-
meinden hatten weniger Einnahmen,
weniger kommunale Kontrolle und
Entscheidungsmacht. Investitionen
wurden gestrichen und Arbeitsplätze
abgebaut. Verbraucher mussten trotz
schlechterem Service tiefer in die Ta-
sche greifen.

„Für uns ist die Rekommunalisie-
rung von Leistungen der Daseinsvor-
sorge ein zentraler politischer
Schwerpunkt. Wir wollen, dass hoch-
wertige, tarifgebundene und sozial-
versicherungspflichtige Arbeitsplätze
bei Städten und Gemeinden langfri-
stig gesichert und neu geschaffen
werden. Dazu brauchen wir starke

kommunale Unternehmen, deren er-
wirtschafteter Gewinn allen zugute-
kommt“, so betont Bodo Ramelow.

DIE LINKE im Thüringer Landtag
will mit ihrem Projekt „Rückerobe-
rung des Öffentlichen“ einen weite-
ren Anstoß zur Diskussion um die Re-
kommunalisierung öffentlicher
Dienstleistungen geben. 

Erster Schritt dieser Kampagne
war eine Bestandsaufnahme der Si-
tuation in Thüringen. Unter der
Adresse www.dasoeffentliche.thu-

Wir brauchen starke 
kommunale Unternehmen

Skandalminister

Der Kali-Konzern K+S geht im
Streit um die Offenlegung des Ka-
li-Fusionsvertrages weiterhin auf
Konfrontationskurs mit dem Land
Thüringen. „Es ist skandalös und
scharf zu verurteilen, wenn das
Unternehmen entsprechende For-
derungen der Ministerpräsidentin
selbstherrlich zurückweist“, rea-
gierte mit Empörung der LINKE-
Landespolitiker Bodo Ramelow. Es
stelle sich die Frage, ob es Frau
Lieberknecht tatsächlich hinneh-
men wolle, sich von K+S derart
vorführen zu lassen. Der Frakti-
onsvorsitzende im Landtag sieht
in dieser Ignoranz des Konzerns
vor allem eine „Missachtung des
von den Thüringerinnen und Thü-
ringern gewählten Landesparla-
ments" und verweist auf das Ein-
lenken der Ministerpräsidentin ge-
genüber den Abgeordneten, die
sich in den Fachausschüssen mit
den Dokumenten und vor allem
den Konsequenzen für die künfti-
ge Landeshaushaltspolitik zu be-
fassen haben. 

„Wir pochen jetzt erst recht auf
umfassende Transparenz“, unter-
strich Bodo Ramelow. Es sei nicht
hinnehmbar, dass sich K+S gegen
die Offenlegung des Fusionsver-
trages stemmt, weil sie wirt-
schaftlichen Schaden befürchten.
„Verantwortliche Politik muss
aber das Land und seine Bürgerin-
nen und Bürger vor Schaden be-
wahren, und der entsteht Monat
für Monat, wenn der Konzern fort-
laufend Geld in nicht quantifizier-
barer Höhe haben will und er die
Steuerzahler auch noch für die
Nordsee-Pipeline bluten lassen
will.“                                              
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integriertem Dorfladen in der Ge-
meinde Werther, Landkreis Nordhau-
sen. Zur feierlichen Eröffnung Anfang
April war auch Landrätin Birgit Keller
(LINKE) gekommen. 

Sie zollte der Gemeinde großen Re-
spekt für ihr Engagement, über das
der Bürgermeister Hans-Jürgen Weidt
(Freie Wähler) auf der Internetseite
von Werther schreibt: „Ich sehe es
als ein sehr wichtige soziale Aufgabe
an, unsere Mitbürger die sich nicht
mehr selbst versorgen können, zu be-
liefern. Ich bin davon überzeugt, dass
es uns gelingt, eine flächendeckende
Versorgung aus dem entstehenden
Dorfladen zu organisieren. Das ist die
große Chance, gerade für diese be-
troffenen älteren Mitbürger, in ihrem
gewohnten Umfeld und Wohnung ei-
genständig länger verbleiben zu kön-
nen.“ 

Dazu hat die Gemeinde ein vom
Verkehrsministerium gefördertes
Elektromobil angeschafft, mit dem
die Dienstleistungen und Waren zu
den Kunden oder eben die Kunden,
also die BewohnerInnen des Ortes,
zum Geschäft gebracht werden. 

Das Elektromobil soll aber auch
noch darüber hinaus genutzt werden.
So haben jetzt die Bürgerinnen und
Bürger von Werther die Möglichkeit,
das Elektromobil über ein Car-Sha-
ring-Modell auch selbst für Transpor-
te und Einkäufe auszuleihen. Um das
Angebot komplett zu machen, gibt es
neben der Gemeindeverwaltung  eine
Stromtankstelle.

Internet: www.dasoeffentliche.thu-
eringen-fair-aendern.de

„Es verlassen schon genug Men-
schen Thüringen, wir brauchen nicht
noch die Vertreibungsaufforderung
durch einen Minister der Landesre-
gierung“, protestierte Bodo Ramelow
gegen die neuerliche maßlose Arro-
ganz des Landwirtschaftsministers
Reinholz, der den Bürgern von Im-
menrode empfohlen hat, in die Kari-
bik oder auf die Falklandinseln zu zie-
hen, wenn sie den Neubau einer wei-
teren Schweinemastanlage nicht er-
tragen wollen. „Wer Bürger auffor-
dert, das Land zu verlassen, hat in
der Regierung nichts mehr zu su-
chen.“ Ramelow forderte die Thürin-
ger Ministerpräsidentin auf, die Reiß-
leine zu ziehen und zu entscheiden,
ob sie für diese Entgleisungen haften
will.                                                   

Zu den Perspektiven des Breiten- und Leistungssports

Kalifusionsvertrag:
Konzern K+S weiter
Konfrontationskurs

Thematische Fraktionssitzungen
überträgt DIE LINKE per Livestream
auf ihrer Internetseite. Am 26. März
ging es um die Entwicklung und die
Perspektiven des Breiten- und Lei-
stungssports in Thüringen. Dazu
konnte die Fraktion als Gäste begrü-
ßen: Peter Gösel, Präsident des Lan-
dessportbundes Thüringen (LSB),
Rolf Beilschmidt, LSB-Hauptge-
schäftsführer, sowie die LSB-Vize-
Präsidenten Lutz Rösner (Leistungs-
sport) und Dirk Eisenberg (Breiten-
sport/Sportentwicklung).

Der Landessportbund hat mehr als
360.000 Mitglieder, die in 3.400
Sportvereinen organisiert sind. Mit
einem Organisationsgrad von 16,9
Prozent der Bevölkerung ist Thürin-
gen Spitze in den neuen Bundeslän-

dern. 60.000 Ehrenamtliche sind vor
allem in den Vorständen engagiert,
aber, so Rolf Gösel, es wird immer
schwieriger diese Arbeit abzusichern,
weil es vor allem am Nachwuchs
mangelt. Rolf Beilschmidt erläuterte
die Notwendigkeit einer Entwick-

lungskonzeption für die Sportstätten-
infrastruktur. „Wir nehmen das als ei-
nen wichtigen Hinweis auf“, betonte
Bodo Ramelow, und dass eben auch
bei der Sportstättenplanung in Thü-
ringen nicht länger in Kleinstaaterei
gedacht werden dürfe.                     

Öffentliche�Gütergehören�uns!
eringen-fair-aendern.de kann auf ei-
ner Thüringen-Karte für die kreisfrei-
en Städte und Landkreise nachvollzo-
gen werden, ob die Bereiche Energie,
Entsorgung, Wasser, Verkehr und Ge-
sundheitswesen (Krankenhäuser) in
privater oder in kommunaler Hand
sind. Dazu gibt es Informationen über
Rekommunalisierungsprojekte oder
bürgerschaftliches Engagement im
Bereich öffentlicher Dienstleistun-
gen. Die Karte wird ständig weiter
entwickelt und aktualisiert. Wir
möchten dazu einladen, mitzuma-
chen und mit eigenen Informationen
die Karte zu vervollständigen.

Zu nachahmenswerten aktuellen
Beispielen gehört die kürzlich eröff-
nete Ländliche Begegnungsstätte mit



Für Thüringen stehen die Weichen
auf Fortsetzung der Aufarbeitung
durch einen neuen Untersuchungs-
ausschuss in der nächsten Legisla-
turperiode. Damit sind die Ergebnis-
se der bisherigen Arbeit der Untersu-
chungsausschüsse im Bund und in
den Ländern nicht geschmälert. Aber
für die Aufklärung wichtiger Komple-
xe, wie der Aktenvernichtungen in
Bund und Ländern, aber auch dem

durch die Bundesanwaltschaft“, so
Martina Renner. „Es ist schwer zu er-
tragen, wenn man als Besucherin in
München sehen muss, wie sich die
Zeugen und Zeuginnen in einer teils
offenen, teils versteckten Art der Be-
antwortung von Fragen entziehen
und sich ihrer Verantwortung entledi-
gen können.“

Katharina König, die ebenfalls
mehrfach die Sitzungen am OLG
München begleitet hatte, hatte im
Vorfeld der Vorladung eines Saalfel-
der Kühltechnik-Unternehmers als
Zeuge im Prozess am 26. März auf
dessen Hintergrund aufmerksam ge-
macht: Andreas R. soll nach dem Ab-
tauchen des Jenaer Trios Zschäpe,
Mundlos und Böhnhardt im Jahr 1998
wenige Tage später das unfallbeschä-
digte Fluchtauto aus Sachsen zurück-
geholt haben. Damals leugnete er die
Vorwürfe. Erst nach der NSU-Selbst-
enttarnung im Anschluss an den
Banküberfall im November 2011 in
Eisenach gestand R. während einer
BKA-Vernehmung seine Beteiligung
ein. 

Andreas R. gilt als einer der Organi-
satoren des Rudolf-Hess-Marsches
1992 mit über 2.000 Anhängern in
Rudolstadt, beteiligte sich an Wehr-
sportübungen und zahlreichen Ge-
waltstraftaten im Raum Saalfeld-Ru-
dolstadt und ging schließlich selbst in
den Untergrund, nachdem man per
Haftbefehl nach ihm fahndete. 

Bereits im Thüringer Untersu-
chungsausschuss hatte der ehemali-
ge Leiter der Staatsschutzabteilung
der Saalfelder Polizei gesagt: „R. war
aus meiner Sicht einer der gefährlich-
sten Rechtsextremisten, er kam nach
meinem Verständnis noch vor Tino
Brandt, dem Chef des Thüringer Hei-
matschutzes.“

Untersuchungsausschuss
muss fortgesetzt werden
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FRAKTION IN AKTION

Der mit einem Jahr Verspätung er-
schienene Nahverkehrsplan für den
Schienenverkehr orientiert sich fast
ausschließlich auf den ICE-Knoten Er-
furt. Die Probleme für die anderen
Teile des Flächenlandes Thüringen
zeichnen sich bereits jetzt ab. Die
Verkehrsexpertin der LINKEN, Dr.
Gudrun Lukin, forderte: Die Erreich-
barkeit von zentralen Orten, Wohn-
und Arbeitsplätzen, Schulstandorten
und Gewerbegebieten muss stärker
ausgebaut werden. Es kann nicht
sein, dass weitere ländliche Regionen
vom Bahnverkehr abgehängt wer-
den.“ Sie forderte die Bürger, die
Kommunen, die Tourismusverbände,
die Wirtschaftsunternehmen und
auch die Regionalplanungsgemein-
schaften auf, sehr deutlich ihre Vor-
stellungen in die Entwicklung des
Bahnnetzes einzubringen.                    

Bahnnetz stärken

Kürzlich waren die LINKE-Ab-
geordneten Ina Leukefeld und
Karola Stange erneut beim Erfur-
ter Unternehmen Zalando und
erfüllten ihr Versprechen aus
dem vergangenen Jahr, den kriti-
schen Dialog mit der Unterneh-
mensleitung fortzuführen. Zalan-
do hat eine Belegschaft von
2.000 Beschäftigten am Stand-
ort, allerdings befristet bis auf
wenige Ausnahmen auf zwei Jah-
re, „was wir für völlig falsch hal-
ten. Hier hatten wir uns größere
Fortschritte erhofft, ebenso bei
der Lohnentwicklung, die ange-
sichts der schweren Arbeit mit
8,79 Euro brutto pro Stunde im-
mer noch weit unterhalb unserer
Vorstellungen zu einem existenz-
sichernden Lohn liegt. Das könn-
te für Zalando angesichts hoher
Fluktuationsquoten uzum Bume-
rang werden“, sagte die Arbeits-
marktpolitikerin Ina Leukefeld.

Karola Stange, Stadträtin in Er-
furt und Gleichstellungspolitike-
rin, verwies mit Blick auf den
Frauenanteil von 41 Prozent in
der Produktion darauf, dass nur
zwei von 30 Abteilungsleitern
Frauen sind. „Die Elternschicht
ist ein Anfang für familienfreund-
liche Arbeitszeitmodelle, die
aber durch die Beantragung von
Sonn- und Feiertagsarbeit etwas
konterkariert werden. Begrü-
ßenswert ist die weitere Einbin-
dung von gehörlosen Menschen.
Derzeit erfüllt Zalando noch
nicht die gesetzlich vorgeschrie-
bene Mindestbeschäftigungs-
quote für Menschen mit Behin-
derungen.“                                 

Petition für bessere Rente von DDR-Geschiedenen

ständig überführten Rentenzeiten
ebenso zu prüfen wie die Schaffung
eines ggf. eigenständigen Nachteils-
ausgleichsmechanismus unter dem
Dach der Rentenversicherung. „Dem

Mit Zalando im
kritischen Dialog Anlässlich des 100. Prozessta-

ges gegen Beate Zschäpe u.a. vor
dem Oberlandesgericht München
hatten die Sprecherinnen für anti-
faschistische Politik der Links-
fraktionen in Thüringer Landtag
und im Bundestag, Katharina Kö-
nig und Martina Renner, erklärt:
„Jeder Tag seit der Selbstenttar-
nung des NSU hat mehr Fragen als
Antworten gebracht.“

Mord an Michèle Kiesewetter, benöti-
gen wir mehr Zeit. Hier gibt es noch
immer zu viele Widersprüche und Un-
gereimtheiten“, so Katharina König.
Martina Renner, die die Verhandlung
vor dem Oberlandesgericht (OLG)
München am 1. April besucht hatte,
verwies u.a. auf die Blockadehaltung
von Bundeskriminalamt und Bundes-
innenministerium bei der Frage, ob
sich Angeklagte im OLG-Verfahren
unter den Augen des BKA mit Zeugen
vor deren Aussagen getroffen haben.

Zudem kritisierte sie, dass die
Strafverfolgungsbehörden bislang
nur unzureichend auf die Strategie
der Neonazi-Zeugen im OLG-Prozess
reagieren. „Die offensichtlichen Ab-
sprachen im Aussageverhalten von
Zeugen und Zeuginnen aus der Neo-
naziszene bedürfen einer Reaktion

Eine Petition des Vereins der in der
DDR geschiedenen Frauen mit fast
3.000 Unterschriften war vor einiger
Zeit an den Petitionsausschuss des
Thüringer Landtags übergeben wor-
den. Im Foto Vertreterinnen des Ver-
eins mit Frauen aus der Linksfrakti-
on, die sich besonders für dieses An-
liegen engagiert. 

„Durch jede neue Bundesregierung
werden die Rentenlücken und Unge-
rechtigkeiten, die bei der Überleitung
des DDR-Rentensystems in das der
BRD entstanden sind, weiter zemen-
tiert“, hatte die LINKE Abgeordnete
Karola Stange kritisiert. Anstatt sich
der Probleme der immer älter wer-
denden Frauen anzunehmen, würden
diese weiter ignoriert und ausgeses-
sen. Die Frauen fordern in ihrer Peti-
tion, die nachträgliche Wiederaner-
kennung von nicht oder nicht voll-

„Dies gilt auch für die
parlamentarische Aufklä-
rung des NSU-Komplexes:
Bislang sind die Landesre-
gierungen von Baden-
Württemberg und Hessen
ihrer faktischen und politi-
schen Verantwortung aus-
gewichen. Damit muss
Schluss sein. Jetzt müs-
sen endlich auch die Lan-
desparlamente von Hes-
sen und Baden-Württem-
berg Untersuchungsausschüsse zum
NSU-Komplex auf den Weg bringen."
Die Abgeordneten erwarten von der
Bundesanwaltschaft, dass sie die be-
rechtigten Aufklärungsinteressen der
Nebenkläger und ihrer Vertreter nicht
länger behindern, sondern unterstüt-
zen. 

„Bei aller Zurückhaltung, die Politik
bei der Bewertung von Gerichtsver-
fahren aus guten Gründen zu üben
hat, wollen wir die zunehmende Blok-
kadehaltung der Generalbundesan-
waltschaft nicht länger unkommen-
tiert hinnehmen“, so die LINKE-Politi-
kerinnen - im Archiv-Foto bei der  Sit-
zung des Thüringer Untersuchungs-
ausschusses im Oktober vergange-
nen Jahres, an der Martina Renner
letztmalig als Mitglied teilnahm, be-
vor sie in den Bundestag wechselte.

schließen wir uns an, wir werden an
diesen Punkten keine Ruhe geben,
das verspreche ich den Frauen, aber
auch den anderen Parteien“, so be-
tonte Karola Stange.



Bildung soll Spaß machen, also
stieg die Linksfraktion in ihre Bil-
dungskonferenz mit einem Impro-
visationstheater ein. Der
„Schwimmunterricht“, den die bei-
den „Improsanten“ gaben, brachte
heiteren Schwung für die folgen-
den lebhaften Diskussionen in den
Workshops mit Wissenschaftlern
und Politikern, mit Lehrern, Schü-
lern und Eltern, mit Bildungs-Enga-
gierten aus ganz Thüringen. Da
ging es um Schulnoten – Pro und
Contra –, Erfahrungen mit der Ge-
meinschaftsschule, oder daraum,
wer die Bildungsverantwortung
tragen soll - Bund, Land, Kommu-
ne.

Zur Begrüßung der Konferenz „Ei-
nen Plan Bildung – jetzt!“ am 5. April
im Erfurter Landtag hatte Susanne
Hennig-Wellsow, bildungspolitische
Sprecherin der Fraktion und Landes-
vorsitzende der LINKEN, die Notwen-
digkeit eines emanzipativen, demo-
kratischen, gerechten und inklusiven
Bildungssystems betont. 

Dazu gehört natürlich auch die ent-
sprechende finanzielle Ausstattung,
die schon deshalb im Argen liegt, weil

Einen Thüringer
Plan Bildung jetzt! 

NACHRICHTEN

KURZ UND PRÄGNANT

Energiegipfel: Nach der Kritik
am geplanten Ausstieg der Stadt
Erfurt beim Gasversorger Ver-
bundnetz Gas AG (VNG) erklärte
Bodo Ramelow: „Wir brauchen
dringend einen mitteldeutschen
Energiegipfel, um eine zukunfts-
orientierte Energieversorgung
unter Einschluss des umsatz-
stärksten ostdeutschen Unter-
nehmens und auch regional ge-
bundenen Gasversorgers dauer-
haft zu sichern.  Statt nach dem
Sankt-Florian-Prinzip Stromtras-
sen in andere Bundesländer ver-
schieben zu wollen, sollten Thü-
ringen, Sachsen und Sachsen-
Anhalt gemeinsame Ziele zur
Energiewende festlegen.“

Tierschutz: Die LINKE Agrar-
politikerin Dr. Johanna Scherin-
ger-Wright kritisierte die Landes-
regierung, dass sie Vorwürfen
über unzulängliche Kontrolltätig-
keiten von Amtstierärzten bei
Verstößen gegen Tierschutz und
andere Verordnungen nicht nach-
geht. „Es werden vom Staatsse-
kretär zwar Versprechen abgege-
ben, die Verstöße anzugehen, of-
fenbar passiert aber nichts.“

Seniorenkonferenz: Zu einer
Kommunalpolitischen Senioren-
konferenz hatte jetzt die Links-
fraktion in den Landtag eingela-
den. „Dabei stand die ältere Ge-
neration im Blickpunkt, aber
nicht als defizitär und pflegebe-
dürftig“, sagte Margit Jung, fami-
lienpolitische Sprecherin, und
verwies auf die Notwendigkeit ei-
ner besseren Mitwirkung von Se-
niorinnen und Senioren in den
Städten, den Gemeinden und
Kreisen im Land Thüringen.

ww.die-linke-thl.de/pres-
se/pressemitteilungen/

TERMINE

Landtagssitzungen:
Nachdem jetzt der Thüringer

Landtag vom 9. bis 11. April tagt,
sind die nächsten Plenarsitzungen
für die Zeit vom 21. bis 23. Mai so-
wie vom 25. bis 27. Juni anbe-
raumt.

Tag der offenen Tür:
In diesem Jahr lädt der Thüringer

Landtag wieder zu einem Tag der
Offenen Tür ein, der am Samstag,
den 21. Juni, stattfindet. Die Links-
fraktion wird mit einem umfangrei-
chen Informationsangebot dabei
sein. 

Aktuelle Themen, Presseinfor-
mationen, Aktionen, Schwer-
punkt- und Diskussionsforen: 

www.die-linke-thl.de
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Niedriglöhne Mediale Milchmädchenrechnung
Thüringen hat die längsten Arbeits-

zeiten und mit die niedrigsten Löhne
in Deutschland. 47.000 Menschen
müssen ihr Einkommen mit Hartz IV
aufstocken, rund 10.000 von ihnen
obwohl sie Vollzeit arbeiten. Die
Linksfraktion thematisiert diesen
Skandal, Ergebnis der langjährigen
Niedriglohnstrategie der Landesre-
gierung. Mit ihrem Antrag zu sitten-
widrigen Löhnen in Thüringen fordert
die LINKE, dass der Staat nicht Lohn-
dumping befördert, indem er solche
Löhne subventioniert. Damit werden
gerade diejenigen Unternehmen ge-
schädigt, die für gute Arbeit auch gu-
te Löhne zahlen. Im rot-rot regierten
Brandenburg wurden 2013 zahlrei-
che Arbeitgeber für solches Verhal-
ten in Regress genommen. Die LINKE
erwartet, dass die Landesregierung
glaubwürdig gegen sittenwidrige Löh-
ne in Thüringen aktiv wird.                  

Über eine derzeit nur „knappe
Mehrheit“ für eine Thüringer Koaliti-
on aus DIE LINKE, SPD und Grünen
von 51 Prozent schreiben einige Me-
dien, zuletzt erwähnte OTZ-Chefre-
dakteur Jörg Riebartsch die Zahl in ei-
nem Kommentar. Offenbar bezieht
sich die Darstellung auf eine Wahlum-
frage vom 14. März 2014 (durchge-

führt von Infratest
dimap). Doch die
zitierte Schlussfol-
gerung stellt eine
mediale Milch-
mädchenrechnung
dar.

Überträgt man
diese Ergebnisse
der Wahlumfrage
(natürlich unter
Wegfall der Partei-
en, die an der
Fünf-Prozent-Hür-

de scheitern!) nämlich in eine Sitzver-
teilung, dann haben DIE LINKE, SPD
und Grüne im neuen Landtag (Ge-
samtsitze: 88) eine deutliche Mehr-
heit von 48 Sitzen gegenüber den Op-
positionsparteien CDU und AfD mit
40 Sitzen. Das entspricht einem Ver-
hältnis von etwa 55 zu 45 Prozent.

Grafik/Text: Stefan Wogawa 

die Bundesrepublik nur vier Prozent
ihres Bruttosozialprodukts für Bil-
dung ausgibt. Und in Thüringen sol-
len nach dem Willen des Ministers
zwar 500 Lehrer neu eingestellt wer-
den, „aber zwischen Kultus- und Fi-
nanzministerium bewegt sich nichts“,
kritisierte die LINKE-Politikerin die
Blockade innerhalb der CDU-SPD-
Landesregierung. 

Dass in der gegliederten Thüringer
Schule mit der zu frühen Trennung
nach Klasse Vier noch viel zu oft die
soziale Herkunft über den Erfolg und
den Bildungsweg der Kinder ent-
scheidet, wurde in allen Diskussio-
nen immer wieder und heftig kriti-
siert. Eine Elternvertreterin meinte:
„Erst findet die Kuschelpädagogik
statt und dann
kommt späte-
stens ab der
vierten Klasse
der große
Druck.“ Es sei
für die Eltern
„momentan ei-
ne absolute Ka-
tastrophe, was
hier abläuft“.
Auch wenn die-
se Generalkritik nicht auf alle Berei-
che zutrifft, es wurde auf der Tagung
doch klar, dass trotz positiver Ansät-
ze noch immer kein „Plan Bildung für
Thüringen“ zu erkennen ist.

So gebe es mit den Gemeinschafts-
schulen ganz unterschiedliche Erfah-
rungen, betonte der Landesvorsitzen-
de der Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft Torsten Wolf. Und er
meinte auch: „Wir haben da so unse-
re Fragezeichen, ob man den wichti-
gen Bildungsbereich  den Kommunen
überlassen sollte.“ In Jena klappt das
sehr gut, darüber berichtete der Bür-
germeister Frank Schenker und ver-
wies auf die fast vollständig gelunge-
ne Inklusion an den Schulen in der
Stadt sowie auf das große bürger-
schaftliche Bildungsengagement.

„Aber Jena ist eben nicht überall“,
hatte der GEW-Vorsitzende mit Blick
auf das Flächenland Thüringen zu be-
denken gegeben. Leidenschaftlich
debattiert wurde auch im Workshop
„Keine Noten - keine Leistung?“ mit
Prof. Dr. Nils Berkemeyer von der

Friedrich-Schiller-Universität Jena,
mit dem Landeselternsprecher Roul
Rommeiß sowie mit Lilly Krahner und
Lucas Prandi von der Landesschüler-
vertretung. Bei allem Für und Wider
war man sich einig: Leistungsbeurtei-
lungen sind notwendig und sie brau-
chen Standards, die für alle Beteilig-
ten transparent sein müssen. Die El-

tern wollen wissen, wo steht ihr Kind
und was passiert. Stärker in den Mit-
telpunkt gehören Lernentwicklungs-
berichte. 

Bei der Auswertung der Workshops
im Abschlussplenum wurde übrigens
ausdrücklich unterstrichen, dass es
nicht nur um mehr Chancengleich-
heit in der Bildung gehen müsse, vor
allem für Chancengerechtigkeit muss
gesorgt werden.  

Die Konferenz gab der Linksfrakti-
on wichtige Impulse auch für die wei-
tere Entwicklung ihres Bildungskon-
zept, das den Bogen spannt von der
frühkindlichen Bildung bis zur Er-
wachsenen- und kulturellen Bildung.

Daher lud abschließend Susanne
Hennig nochmals alle ein: „Bitte se-
hen Sie sich das Konzept auf unserer
Internetseite an und diskutieren Sie
vor allem mit uns, denn Sie sind alle
Experten, ob als Pädagogen oder
Schüler, ob als Studenten oder Wis-
senschaftler, ob als Eltern oder Kom-
munalpolitiker.        

Annette Rudolph



Saburre adquireret
DAS LETZTE …

von Stefan Wogawa
Mit einer letzten großen Geset-

zesinitiative in dieser Legislatur-
periode legt die Linksfraktion dem
Thüringer Landtag ein Gesetz zur
Demokratisierung der Kommunal-
politik vor.

Seit drei Jahren wurde dieser Ge-
setzentwurf in der Partei und mit
Partnern der Fraktion intensiv bera-
ten, hatte Frank Kuschel bei einem
Pressegespräch betont.  20 Jahre gel-
te jetzt die Thüringer Kommunalord-
nung und es sei eine Vielzahl von Pro-
blemen damit im kommunalen Alltag
deutlich geworden. 

Die Regelungslücken, der Abgeord-
nete bezeichnete sie als Demokratie-
defizite, will die LINKE mit ihrem um-
fassenden Gesetz schließen. Dabei
geht es auch um Änderungen in der
Thüringer Kommunalordnung und im
Thüringer Gesetz über die kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit.

Im Vordergrund stehen die Stär-
kung der Rechte der Einwohnerinnen
und Einwohner sowie der Gemeinde-
räte. Die Linksfraktion hat damit
auch Forderungen der Initiative Mehr
Demokratie in Thüringen aufgegrif-
fen. Direkte Demokratie sei zuneh-
mend gefragt, sagte Frank Kuschel
und verwies auf die erfolgreichen

Bürgerentscheide zur Kommunalisie-
rung der Müllversorgung im Ilmkreis
oder zum Erhalt der Regelschule in
Veilsdorf. Die Linksfraktion will mit
ihrem Gesetzentwurf Regelungen zur
Erleichterung von Bürgerbegehren.

Beispielsweise soll die bisher be-
stehende Sperrfrist von sechs Wo-
chen vor und nach Kommunalwahlen
bei der Durchführung von Bürgerent-

Mehr Demokratie vor Ort
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Kanzlerin Merkel und Wirtschafts-
minister Gabriel hatten am 1. April
mit den Ministerpräsidenten der Län-
der über deren Forderungen bei der
Reform des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes (EEG ) gesprochen. Die ver-
kündete Einigung bezeichnet Man-
fred Hellmann, energiepolitischer
Sprecher der Linksfraktion, als „Ener-
giewende mit angezogener Hand-
bremse“. „Der Weltklimarat mahnt in
einem nie dagewesenen dramati-
schen Bericht eine unverzügliche Ab-
kehr von den fossilen Energieträgern
an, um den nicht mehr zu vermeiden-
den Klimawandel wenigstens abzu-
mildern. Im günstigsten Fall wird der
Meeresspiegel bis zum Jahr 2100
zwischen 50 und 98 Zentimetern an-
steigen, aber das allein schon hat
Auswirkungen, die sich ein normaler
Mensch kaum ausmalen kann“, sagt
Manfred Hellmann. „Aber was be-
schließt die Bundesregierung: Mehr
Kohlestrom, anstatt den Ausbau der
erneuerbaren Energien zu beschleu-
nigen“. Der LINKE-Politiker betont:
„Wir brauchen einen Ausstieg aus der
Kohleenergie!“

„Die Privilegierung der Offshore-
Windenergie, der teuersten erneuer-
baren Energieform, die überzogene
Deckelung der Biomasse, die vielen
Übertragungsleitungen von Norden
nach Süden sind, um nur die wichtig-
sten Festlegungen zu nennen, wieder
ein Kniefall vor den Energiekonzer-
nen, die um jeden Preis ihre Profite
mehren und ihre Zukunft sichern wol-
len“, so Manfred Hellmann.           

Ihren Kreisverband Greiz-Alten-
burg bezeichnet die AfD Thüringen
als „zurzeit inaktiv“. Das scheint
nicht zu stimmen. Denn genau
dieser Kreisverband liefert den
jüngsten Höhepunkt der schier
endlosen Querelen in der chao-
tisch agierenden AfD Thüringen:
Deren wohl prominentestes Mit-
glied, Altenburgs Ex-Landrat Sieg-
hardt Rydzewski (früher SPD),
(suspendierter) Vorsitzender des
Kreisverbandes Greiz-Altenburg,
ist jetzt im Streit mit dem Landes-
vorstand ausgetreten.

Laut seines den Medien vorlie-
genden Austrittsschreibens kriti-
siert Rydzewski eine „diktatori-
sche Führung“, Intrigen und „sek-
tenähnliche Strukturen“. Im Fe-
bruar wiederum hatte der Landes-
vorstand ein Ausschlussverfahren
gegen Rydzewski eingeleitet, dem
er Illoyalität vorwarf. Vorausge-
gangen war ein Abwahlantrag des
Kreisverbandes Greiz-Altenburg
gegen AfD-Landessprecher Mat-
thias Wohlfahrt, der als „völkisch-
christlicher Missionar“ (taz) ein
Gästehaus in Seitenroda betreibt.

Er kritisiert die „Dekonstruktion
des aus natürlichen, historischen
und christlichen Wurzeln gewach-
senen Verständnisses von Kultu-
ren, Religionen, Nationen“. Ryd-
zewskis Vorwurf, im Vorstand do-
minierten „persönliche Eigeninter-
essen Einzelner und die radikale
Durchsetzung von deren Welt-
bild“, zielt wohl auf ihn. 

Schlagzeilen hatte auch Paul La-
tussek gemacht. Er ist wegen
Volksverhetzung verurteilt, da er
in einem Vortrag die Opferzahl
des Holocaust in Frage stellte. La-
tusseks Afd-Mitgliedschaft sei
ausgesetzt, heißt es bei der AfD.
Auch hinsichtlich eines Pro-
gramms gibt der Landesverband
der selbst ernannten „Alternative
für Deutschland“ nur eine lapidare
Antwort (Stand 4.4.2014): Man
„befindet sich zurzeit in der Vorbe-
reitungsphase für die Programma-
tik zu den Thüringer Kommunal-
und Landtagswahlen 2014.“

Chaotisch
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„Die Bürger sollen ein solches Ab-
wahlverfahren selbst auf den Weg
bringen können.“

„Wichtig ist uns auch, dass die ge-
samte Arbeit des Gemeinderats ein-
schließlich der Ausschusssitzungen
öffentlich ist“, sagte der kommunal-
politische Sprecher der Linksfrakti-
on. Zugleich müsse die Rolle der Ge-
meinderäte und Kreistage gegenüber
der Verwaltungsspitze gestärkt wer-
den. Die Fraktionen erhalten nach
Vorstellung der LINKEN mehr Rechte,
so z.B. für die Möglichkeit der Bean-
tragung von Sondersitzungen. 

Da die Zweckverbände „nicht aus-
reichend transparent arbeiten, ist es
notwendig, diese weiter zu demokra-
tisieren“, wie Frank Kuschel unter-
strich. Dazu hat die Linksfraktion ei-
ne Reihe von Änderungen im Gesetz
über die kommunale Gemeinschafts-
arbeit vorgesehen, wie ein Anhö-
rungsrecht des Verbraucherbeirats in
der Verbandsversammlung oder die
öffentliche Bekanntmachung der
Empfehlungen des Verbraucherbei-
rats und der Beschlüsse der Ver-
bandsversammlung.

Nachdem sich jetzt der Landtag in
erster Lesung mit dem Gesetz be-
schäftigt, soll es eine öffentliche An-
hörung dazu geben.                         

Energiewende mit 
angezogener Bremse

Rentenpaket verspottet Ost-Biografien

Zur Bundestagsdebatte zur Einbrin-
gung des Rentenpakets der Bundes-
regierung, erklärte Margit Jung, se-
niorenpolitische Sprecherin der
Linksfraktion im Landtag: „Damit
wird die Rentenspaltung Ost-West
weiter vertieft. Ostdeutsche Erwerbs-
biografien werden verspottet, wenn
von Rentenangleichung im Jahr 24
nach der Wiedervereinigung keine
Rede ist, aber die Erziehungsleistun-
gen ostdeutscher Mütter und Väter fi-
nanziell geringer wertgeschätzt wer-
den als die westdeutscher.“

Das vorgelegte RV-Leistungsver-
besserungsgesetz sieht bei der soge-
nannten Mütterrente weder eine
Gleichstellung der elterlichen Erzie-
hungsleistungen von vor 1992 (zwei
Rentenpunkte) mit nach 1992 (drei
Rentenpunkte) geborenen Kindern
vor, noch honoriert es die Erzie-
hungsleistung ostdeutscher Eltern
aufgrund der unterschiedlichen Ren-
tenwerte gleich. 

„2,40 Euro - soviel erhalten ost-
deutsche Mütter und Väter pro Ren-
tenpunkt pro Monat weniger dank
des Vorschlages der Bundesregie-
rung. Diese Diskriminierung wird von
uns entschieden abgelehnt, ebenso
wie die Finanzierung einer gesamtge-
sellschaftlichen, familienpolitischen
Aufgabe aus Beitrags- statt Steuer-
mitteln. Warum sind ostdeutsche Kin-
der in diesem Land weniger wert als
westdeutsche?“, so die Sozialpoliti-
kerin. Auch die sogenannte „Rente ab
63“ ignoriert nach Auffassung von
Margit Jung ostdeutsche Erwerbsbio-
grafien: „Der rigide Ausschluss von

Zeiten der Langzeitarbeitslosigkeit
versperrt bewusst Menschen mit ost-
deutscher Erwerbsbiografie den Weg
in die Rente ab 63. Es werden nur
sehr wenige Menschen in Ost-
deutschland davon profitieren kön-
nen, angesichts der gebrochenen Er-
werbsverläufe von nach 1990.“ 

Die LINKE bleibt dabei: Es ist höch-
ste Zeit, eine wirkliche Rentenanglei-
chung Ost-West zu vollziehen und die
gesamtdeutschen Rentenkürzungen
der vergangenen Jahre rückgängig zu
machen. Nur so kann Altersarmut in
Ost und West wirkungsvoll begegnet
werden. „Wir fordern die Landesre-
gierung mit einem Antrag jetzt in der
Landtagssitzung erneut zu entspre-
chendem Handeln auf“, kündigte die
stellvertretende Fraktionsvorsitzen-
de an.

scheiden gestrichen werden, was ei-
ner noch stärkeren Wahlbeteiligung
der Bürger an solchen Entscheiden
zugute komme. Bürgerbegehren soll
es auch zur Abwahl von Bürgermei-
stern geben können, was bisher nur
über die Gemeinderäte möglich ist.


